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170 Verordnung 
zur Abänderung des Wohnungsbaugeſetzes vom 27. März 1925 (G. Bl. S. 79) 
in der zurzeit geltenden Faſſung. 
Vom 9. September 1933. ö 


Auf Grund des § 1 Ziffer 82 und des § 2 Buchſtabe b des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 

Die nach $ 12 des Wohnungsbaugeſetzes von den Gemeinden für Wohnungsbauzwecke bewilligten 
Baudarlehen und die zu beſtellenden ſowie die bereits eingetragenen Hypotheken (vergl. Durchführungs⸗ 
beſtimmungen vom 24. Februar 1931, St. A. S. 69 Artikel III Ziffer 6) ſind mit 2 vom Hundert zu 
verzinſen und mit 1 vom Hundert zuzüglich der erſparten Zinſen zu tilgen. 

In Sonderfällen, wenn die aus den Grundſtückslaſten ſich ergebenden Mieten die ortsüblichen 
Mieten der Wohnungen des Althausbeſitzes weſentlich überſchreiten, können die Gemeindebehörden 
durch vorübergehende Herabſetzung des Zinsſatzes dem Darlehnsnehmer Erleichterungen gewähren. 


Artikel II 


Die ſeit dem 11. Juli 1933 bewilligten Darlehnsbeträge für die Erhaltung beſtehender Woh⸗ 
nungen (vergl. Ausführungsbeſtimmungen vom 3. April 1925, St. A. S. 95, Artikel III C, b) ſind 
in der Regel mit 2 vom Hundert zu verzinſen und mit 2 vom Hundert zuzüglich der erſparten Zinſen 
zu tilgen. 

In außerordentlichen, begründeten Fällen kann auf Verzinſung und Tilgung verzichtet werden. 


Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 9. September 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Hoepfner 


171 | | Verordnung 
zur Abänderung der Rechtsanwaltsordnung. 
Vom 22. Auguſt 1933. 


Auf Grund nes 8 1 Ziffer 24 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (R. G. Bl. S. 177) in der Faſſung der Geſetze 
und Verordnungen vom 22. Mai 1910, 3. Auguſt 1920, 9. Mai 1922, 13. September 1922, 28. Sep⸗ 
tember 1923, 23. Oktober 1923, 20. März 1925 und 8. Mai 1928 (R. G. Bl. 1910 S. 772; St. A. 
1920 S. 221; G. Bl. 1922 ©. 118, 424; 1923 ©. 999, 1101; 1925 ©. 85; 1928 ©. 78) wird dahin 
‚geändert: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 24. 9. 1933.) 
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. Sm $ 5 wird hinter Nr. 6 folgende Vorſchrift als Nr. 7 eingefügt: 


7. wenn der Antragſteller aus dem Dienſte als Beamter des Staates, einer Gemeinde, eines 
Gemeindeverbandes oder einer ſonſtigen Körperſchaft des öffentlichen Rechts nach Erreichung 
der Altersgrenze ausgeſchieden iſt. 


. Sm 8 6 werden hinter der Nr. 3 folgende Vorſchriften als Nr. 4 und 5 eingefügt: 


4. wenn der Antragſteller als Beamter des Staates, einer Gemeinde, eines Gemeindever⸗ 
bandes oder einer ſonſtigen Körperſchaft des öffentlichen Rechts wegen mangelnder Dienſt⸗ 
fähigkeit vor Erreichung der Altersgrenze in den Ruheſtand verſetzt iſt; 
5. wenn die Zulaſſung des Antragſtellers nach dem Gutachten des Vorſtandes der Anwalts⸗ 
kammer im Intereſſe der Rechtspflege Bedenken unterliegt. 
Der 8 9 erhält folgende Faſſung: 

Der bei einem Amtsgerichte zugelaſſene Rechtsanwalt iſt auf ſeinen Antrag zugleich bei 
dem Landgerichte zuzulaſſen. Die Zulaſſung unterbleibt, wenn das Präſidium des Obergerichts 
ihr im Intereſſe der Rechtspflege widerſpricht. 


. Hinter dem § 14 wird folgende Vorſchrift als § 14a eingefügt: 


Die Zulaſſung bei dem in dem Antrage bezeichneten Gericht kann ferner verſagt werden, 
wenn der Antragſteller bei dieſem Gericht oder der Staatsanwaltſchaft drei Jahre hindurch in 
einer Planſtelle als Richter oder Staatsanwalt angeſtellt war. Dies gilt nicht, wenn ſeit Be⸗ 
endigung dieſer Anſtellung mindeſtens fünf Jahre verſtrichen ſind. 

Im 5 18 Abſ. 4 wird hinter dem Worte „Amtsgerichts“ eingefügt: 
oder an dem nach Maßgabe des Ab. 3 dieſes Paragraphen beſtimmten Orte. 


Im $ 18 wird hinter dem Abſ. 4 folgender Abſ. 5 eingeſtellt; jo daß der jetzige Abſ. 5 künftig 


Abſ. 6 iſt: 

Die Landesjuſtizverwaltung kann von den Vorſchriften der Abſätze 1 und 4 Ausnahmen be⸗ 
willigen. Der Rechtsanwalt hat jedoch an dem Orte, an dem er nach den genannten Vorſchriften 
ſeinen Wohnſitz nehmen müßte, ſein Geſchäftslokal zu halten. 


. Der § 20 Abſ. 4, der § 24 Abſ. 2 und im $ 47 die Worte „und von dem letzteren auf Koſten 


der Anwaltskammer durch den Deutſchen Reichsanzeiger bekanntgemacht“ fallen fort. 


. Hinter dem S 21 Abi. 4 wird folgende Vorſchrift als § 21 a eingefügt: 


Die Zulaſſung muß ferner zurückgenommen werden, wenn der Rechtsanwalt infolge eines 
körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Er⸗ 
füllung der Pflichten eines Rechtsanwalts dauernd unfähig iſt. Die Feſtſtellung, ob die im Satz 1 
bezeichnete Vorausſetzung vorliegt, wird im ehrengerichtlichen Verfahren getroffen. Die Zurück⸗ 
nahme der Zulaſſung erfolgt nach Rechtskraft der Entſcheidung. 


. Der 8 23 erhält folgende Faſſung: 


Die Zurücknahme der Zulaſſung erfolgt durch die Landesjuſtizverwaltung. 

In den Fällen der SS 21 und 22 find der Rechtsanwalt und der Vorſtand der Anwalts⸗ 
kammer vorher zu hören. 

Ein die Zulaſſung zurücknehmender Beſcheid muß den Grund der Zurücknahme angeben. 
Dem $ 44 wird folgender Abſ. 3 angefügt: 

Wird die Zahl der Mitglieder des Vorſtandes erhöht, ſo hat bei der erſten Wahl der auf 
Grund der Erhöhung in den Vorſtand eintretenden neuen Mitglieder die Kammer zu beſtimmen, 
für welchen Zeitraum die einzelnen Mitglieder gewählt werden; die Beſtimmung iſt ſo zu treffen, 
daß in der Folgezeit die Vorſchrift des Abſ. 1 Satz 1 gewahrt wird. 

Hinter dem § 46 wird folgender neuer $ 46a eingefügt: 

Der Vorſtand bedarf der Beſtätigung durch den Senat. Die Mitglieder des Vorſtandes 
können vom Senat abberufen und ernannt werden. 
Der $ 49 Abſ. 2 wird wie folgt gefaßt: 

Der Vorſtand bann die in Nr. 1 bezeichnete Aufſicht und die in Nr. 2, 3 bezeichneten Ge⸗ 
ſchäfte einzelnen ſeiner Mitglieder übertragen. Die Erteilung einer Rüge oder Mißbilligung bleibt 
jedoch dem Vorſtande vorbehalten. 

Hinter dem $ 58 wird folgender $ 58a eingefügt: 

Die Einziehung rückſtändiger Beiträge der Mitglieder erfolgt auf Grund einer von dem 
Schriftführer des Vorſtandes ausgeſtellten, mit der Beſcheinigung der Vollſtreckbarkeit verſehenen 
Zahlungsaufforderung nach den Vorſchriften über die Vollſtreckung der Urteile in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten. 
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14. Der $ 65 Abi. 1 wird wie folgt gefaßt: 


15. 


Iſt gegen einen Rechtsanwalt wegen einer ſtrafbaren Handlung die öffentliche Klage er⸗ 
hoben, ſo iſt während der Dauer des Strafverfahrens ein wegen derſelben Tatſachen einge⸗ 
leitetes ehrengerichtliches Verfahren auszuſetzen. Die Ausſetzung ſteht dem Erlaß eines Vertretungs⸗ 
verbots gemäß S 91 a nicht entgegen. 

Hinter § 91 werden folgende Vorſchriften eingefügt: 
i § 91 a 

St gegen einen Rechtsanwalt im ehrengerichtlichen Verfahren die öffentliche Klage erhoben, 
ſo kann gegen ihn durch Beſchluß des Ehrengerichts ein Vertretungsverbot verhängt werden, wenn 
zu erwarten iſt, daß gegen ihn auf Ausſchließung aus der Rechtsanwaltſchaft erkannt werden wird. 

Der Beſchluß ergeht auf Grund mündlicher Verhandlung. Auf die Ladung und die mündliche 
Verhandlung finden die Vorſchriften über die Hauptverhandlung entſprechende Anwendung, ſoweit 
ſich nicht aus den folgenden Vorſchriften ein anderes ergibt. 

In der Ladung iſt die dem Rechtsanwalt zur Laſt gelegte Pflichtverletzung zu bezeichnen, ſo⸗ 
fern nicht die Anklageſchrift ihm bereits mitgeteilt iſt. Auf die Ladung findet der 8 40 der Straf⸗ 
prozeßordnung Anwendung. 

In der mündlichen Verhandlung ſind die Beteiligten zu hören. Art und Umfang der Beweis⸗ 
aufnahme beſtimmt das Ehrengericht, ohne durch Anträge gebunden zu ſein. 

Zur Verhängung des Vertretungsverbots iſt eine Mehrheit von zwei Dritteilen der Stimmen 
erforderlich. 

Das Ehrengericht kann, wenn es auf Ausſchließung aus der Rechtsanwaltſchaft erkannt hat, 
im unmittelbaren Anſchluß an die Hauptverhandlung über das Vertretungsverbot verhandeln 
und entſcheiden. Dies gilt auch dann, wenn der Angeſchuldigte zu der Hauptverhandlung nicht 
erſchienen iſt. 

Der Beſchluß iſt mit Gründen zu verſehen und dem Angeſchuldigten zuzuſtellen. Wird das 
Vertretungsverbot verhängt, ſo hat der Schriftführer des Vorſtandes der Anwaltskammer eine be⸗ 
glaubigte Abſchrift der Formel des Beſchluſſes dem Gerichtspräſidenten ſowie dem Senat mit⸗ 
zuteilen. 

§ 91 b 

Der Beſchluß wird mit der Verkündung wirkſam. 

Dem Rechtsanwalt, gegen den das Vertretungsverbot verhängt iſt, iſt verboten, vor einem 
Gericht, einer ſonſtigen Behörde oder einem Schiedsgericht in Perſon aufzutreten, Vollmachten und 
Antervollmachten zu erteilen und mit Gerichten, ſonſtigen Behörden, Schiedsgerichten oder Rechts⸗ 
anwälten ſchriftlichen Verkehr zu pflegen. Dies gilt nicht für die Wahrnehmung der eigenen An⸗ 
gelegenheiten des Rechtsanwalts und der Angelegenheiten ſeiner Ehefrau und ſeiner minder⸗ 
jährigen Kinder, ſoweit nicht Anwaltszwang beſteht. Die rechtliche Wirkſamkeit von Handlungen 
des Rechtsanwalts wird durch das Vertretungsverbot nicht berührt. 

Ein Rechtsanwalt, der dem Vertretungsverbote wiſſentlich zuwiderhandelt, iſt mit der Aus⸗ 
ſchließung aus der Rechtsanwaltſchaft zu beſtrafen, ſofern nicht nach den beſonderen Verhältniſſen 
des Falles eine der im $ 63 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Strafen als ausreichende Sühne erſcheint. 

Gerichte und ſonſtige Behörden ſollen einen Rechtsanwalt, der entgegen dem Vertretungs⸗ 
verbote vor ihnen in Perſon auftritt, zurückweiſen. 


§ 910 
Gegen die Verhängung des Vertretungsverbots ſteht dem Rechtsanwalt die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde an den Ehrengerichtshof zu. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. Auf das 
Verfahren finden die Vorſchriften des § 91 a Abi. 2, 3 Satz 2, Abſ. 4, 5, 7 Satz 1 und, wenn 
das Vertretungsverbot aufgehoben wird, auch Satz 2 entſprechende Anwendung. 


§ 91 d 

Für den Rechtsanwalt, gegen den das Vertretungsverbot verhängt iſt, iſt im Falle des Be⸗ 
dürfniſſes vom Gerichtspräſidenten nach Anhörung des Vorſtandes der Anwaltskammer ein Stell⸗ 
vertreter zu beſtellen. 8 25 Abſ. 1, 3 Satz 1 findet Anwendung. Der Rechtsanwalt kann einen 
geeigneten Vertreter vorſchlagen. 

Ein Rechtsanwalt, dem die Stellvertretung übertragen wird, darf ſie nur aus einem wichtigen 
Grunde ablehnen. Über die Ablehnung entſcheidet der Gerichtspräſident. Vor der Entſcheidung iſt 
der Vorſtand der Anwaltskammer zu hören. 


16. 


432 

Der Stellvertreter führt fein Amt unter eigener Verantwortung und ohne an Weiſungen des 
Vertretenen gebunden zu ſein, für deſſen Rechnung und auf deſſen Koſten. Der Vertretene iſt ver⸗ 
pflichtet, dem Stellvertreter eine angemeſſene Vergütung zu zahlen. Auf Verlangen des Stell⸗ 
vertreters oder des Vertretenen iſt die Vergütung vom Vorſtand der Anwaltskammer feſtzuſetzen. 
Für die feſtgeſetzte Vergütung haftet die Anwaltskammer wie ein Bürge. 

§ 91 e 

Das Vertretungsverbot tritt außer Kraft, wenn in dem ehrengerichtlichen Verfahren ein nicht 
auf Ausſchließung lautendes Urteil ergeht oder der Angeſchuldigte außer Verfolgung geſetzt wird. 

Das Vertretungsverbot iſt von dem Ehrengericht und, ſofern das ehrengerichtliche Verfahren 
in der Berufungsinſtanz ſchwebt, von dem Ehrengerichtshof aufzuheben, wenn ſich herausſtellt, daß 
die Vorausſetzungen für ſeine Verhängung nicht oder nicht mehr vorliegen. 

Beantragt der Angeſchuldigte die Aufhebung des Vertretungsverbots, ſo kann das Gericht 
eine erneute mündliche Verhandlung anordnen. Die Ablehnung des Antrags unterliegt nicht der 
Beſchwerde. 

In den Fällen der Abſ. 1 und 2 gilt § 91 a Abſ. 7 Satz 2 entſprechend. 

Im 8 93 wird hinter dem Abſ. 1 folgender Abſ. 2 eingefügt. 

Zur beſſeren Aufklärung der Sache kann das Ehrengericht vor der Hauptverhandlung einzelne 
Beweiserhebungen anordnen; um die Ausführung dieſes Beſchluſſes kann es die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft erſuchen. 

Artikel II 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 22. Auguſt 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
i Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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